96. LANDESPARTEITAG AM 5. JANUAR 2004 IN STUTTGART


Antrag Nr. 1/1 

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Frauen
Das Kommunalwahlprogramm (vorgelegt vom Landesvorstand) berücksichtigt nur in geringem Maße frauenpolitische Ideen und Konzepte. Mit Blick auf Europa halten wir es für unerlässlich, das Prinzip „gender mainstreaming“ auch in ein landesweites Kommunalwahlprogramm aufzunehmen. Wir beantragen daher:

a) die Aufnahme der nachfolgenden Passage zum „gender budgeting“

b) die Aufnahme der nachfolgenden Passage zur „Vereinbarung von Beruf und Familie“

c) das Kommunalwahlprogramm auf das Prinzip „gender mainstreaming“ zu überprüfen

zu a):

Transparenz im öffentlichen Haushalt durch eine geschlechtsbewusste Haushaltsanalyse 

Haushaltspläne von Bund, Land und Kommunen sind für viele Bürger und Bürgerinnen „Bücher mit sieben Siegeln“. Um die Ausgabenstruktur von öffentlichen Haushalten und ihre Folgewirkungen  auf unterschiedliche Bevölkerungsgruppen zu verdeutlichen, ist Gender Budgeting ein geeignetes Instrument. Dieser geschlechtsbewusste Blick auf den öffentlichen Haushalt führt zu einem neuen und erweiterten Verständnis von Finanz- und Wirtschaftspolitik. 

Gender Budgeting verpflichtet die Kommune, sich aktiv für die Verwirklichung der Gleichberechtigung einzusetzen. 

Es ist ein integratives Verfahren, dass eine systematische Analyse der öffentlichen Haushaltspolitik und der konkreten Haushalte ermöglicht. Haushaltspolitische Entscheidungen wirken sich  mittelbar oder unmittelbar auf die Bürgerinnen und Bürger aus.

Gender-Budget macht  sichtbar, wie sich haushaltsrelevante Beschlüsse auswirken. Insbesondere ist es eine kommunalpolitische Verpflichtung

· bei der Verteilung von Haushaltsmitteln in Zeiten knapper Kassen, 
z.B. Gewährung freiwilliger Leistungen

· bei der Entscheidung über Einsparungen zur Verringerung der kommunalen Ausgaben bzw. Einnahmeerhöhungen.

Außerdem ist das Verhältnis kommunaler Mittel und ehrenamtlicher Arbeit, die in zahlreichen Vereinen, Organisationen und Verbänden zum Nutzen der Gemeinde geleistet wird, sichtbarer.
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Haushaltsplanung, -beratung und -beschluss sowie die Haushaltswirtschaft wirken sich demnach auch auf die wirtschaftliche und soziale Struktur einer Stadt bzw. Gemeinde aus. 

zu b):

Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Neue Gedanken und Ansätze sind auch auf kommunaler Ebene zu entwickeln, die es Männern und Frauen gleichermaßen ermöglicht, Familie und Beruf zu vereinbaren. Zentrale Bedeutung hat hierbei die Bereitstellung eines umfassenden, vielfältigen und qualitativen Betreuungsangebots für den gesamten Altersbereich von Kindern bis 12 Jahre. Der alte, teilweise ideologisch begründete Gegensatz zwischen Erziehung in der Familie oder in einer Betreuungseinrichtung ist im Grunde genommen überholt. Beides darf nicht gegeneinander ausgespielt werden sondern ist notwendig.

Während im Kindergartenalter ein weitgehend gut ausgebautes und flexibles Betreuungsangebot vorhanden ist (wenngleich insbesondere im ländlichen Raum noch „weiße Flecken“ zu finden sind), sind Defizite in der Betreuung von Kleinkinder unter drei Jahren, in den Ferienzeiten sowie bei den schulischen Ganztagesangeboten offenkundig und müssen beseitigt werden. 

Betriebliche Kindertagesstätten – auch im Verbund von kleineren und mittleren Unternehmen werden an Bedeutung gewinnen - auch für mittelständische Betriebe. Im Konkurrenzkampf um die besten Arbeitskräfte, der zunehmend entstehen wird, kann ein attraktives Kinderbetreuungsangebot ein Wettbewerbsvorteil darstellen. 

Neben der Förderung von Kinderkrippen, altersgemischten Kindergartengruppen und einer Ganztagsbetreuung an Schulen aller Schularten (und nicht nur vereinzelt nur an Hauptschulen sowie an Sonderschulen angeboten), kommt der Betreuung durch Tageseltern (Tagesmütter) große Bedeutung zu: Besonders flexibel und vergleichbar der Erziehung in der Familie ist hierbei die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide Seiten zu verwirklichen. 

Schwäbisch Hall, 3. Oktober 2003

Jutta Pagel

LFA Vorsitzende

Antrag Nr. 18/1 

Betr.: 
Europa liberaler machen
Antragsteller:
Bezirk Region Stuttgart
In Zeile 37 einzufügen: 

Diese gemeinsamen Grundlagen bestehen aus den dem Christentum, dem Humanismus und der Aufklärung erwachsenen Traditionen der Menschenrechte, der Demokratie, des Rechtsstaats, der Marktwirtschaft und der weitgehenden Trennung von Staat und Kirche. Jedes europäische Land, das diese Voraussetzungen erfüllt, kann prinzipiell Mitglied der Europäischen Union werden. 

Stuttgart, den 30. November 2003

Dr. Wolfgang Weng

Vorsitzender

Antrag Nr. 18/2 

Betr.: 
Europa liberaler machen
Antragsteller:
Dieter Bantleon

Der Landesparteitag möge beschließen, den vorliegenden Antrag Nr. 18 um einen weiteren Punkt zu ergänzen:

Für zukunftsgerechte Mobilität in einem erweiterten Europa

Ungehinderte Mobilität ist ein unverzichtbares Freiheitsrecht für mündige Bürger; sie ist aber auch eine unabdingbare Grundlage für Beschäftigung und Wachstum in der Wirtschaft. Mobilität ermöglicht damit ein hohes Maß an Freiheit und Lebensqualität für die Bürger in einem geeinten Europa.

Für eine nachhaltige Mobilität, bei der neben den ökonomischen insbesondere auch ökologische und soziale Aspekte eine wichtige Rolle spielen, ist die Qualität und Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur von wesentlicher Bedeutung. Mobilität bestimmt die Erreichbarkeit und somit die Attraktivität von Standorten. Die Anbindung bisher nicht oder nur unzureichend erschlossener Zentren bzw. Regionen wird durch die sie verbindenden Verkehrsnetze ermöglicht. Neu geschaffene oder situativ angepasste Infrastruktur dient aber auch der nachhaltigen Entlastung für bis dahin überlastete Verkehrsnetze und damit der Verkehrssicherheit.

Eine gemeinsame abgestimmte europäische Verkehrspolitik, in dem die Entwicklung und Vernetzung der Verkehrsnetze eine tragende Rolle spielt, ist somit ein unverzichtbarer Aspekt und zugleich ein gewichtiger Bestandteil für das Zusammenwachsen Europas. Ohne eine europäisch ausgerichtete Verkehrspolitik ist Europa nicht als politisch ernstzunehmende Einheit darstellbar.

Obwohl eine abgestimmte Verkehrspolitik schon in den römischen Verträgen als Gemeinschaftsaufgabe festgeschrieben ist, stößt die Länder übergreifende Zusammenarbeit im Bereich Verkehr immer wieder auf Barrieren, die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union aufbauen, um eigene Interessen zu schützen. 

Dabei sind es nicht nur politische Hindernisse, welche die internationale Verkehrspolitik überwinden muss, sondern auch technische und soziale Standards, welche erhebliche Friktionen verursachen.  Das ist für Liberale nicht hinnehmbar!

Daher fordern wir

· einen koordinierten, bedarfsgerechten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, insbesondere der paneuropäischen Netze für alle Verkehrsträger,

· eine schrittweise Öffnung des Verkehrsmarkts gegenüber den Beitrittsländern, um soziale Konflikte zu vermeiden,

· eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen im Güterverkehr, die schon seit über zwanzig Jahren versprochen wird,

· die Förderung der Interoperationalität im Schienenverkehr durch schrittweise Angleichung der Spurweiten, Stromsysteme, Lichtraumprofile sowie der Signal- und Steuerungssysteme,
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· Abbau der Wettbewerbsverzerrungen in der Binnenschifffahrt,

· eine abgestimmte europäische Verkehrssicherheitspolitik

· ein integriertes europäisches Flugverkehrsmanagementsystem, welches den Luftraum sicherer macht.

Süßen, den 11. Dezember 2003

Dieter Bantleon, Vorsitzender LFA Verkehr

Änderungsantrag Nr. 1/2

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
Dieter Bantleon, zugleich für Landesfachausschuss Verkehrspolitik
Der Landesparteitag möge beschließen:

Der in Antrag Nr. 1 „Kommunalwahlprogramm 2004“ enthaltene Textabschitt (Seite 8, Zeile 30 bis Seite 9, Zeile 43) UMWELT UND VERKEHR wird wie folgt neu gefasst:
Die liberalen Grundsätze:

Der Erhalt einer lebenswerten Umwelt bleibt eine Selbstverpflichtung liberaler Kommunalpolitik. Sie handelt nach dem Grundsatz des nachhaltigen Umgangs mit den natürlichen Ressourcen und fühlt sich verpflichtet, die Handlungsfreiheit auch der zukünftigen Generationen zu erhalten. Neue Maßnahmen und Technologien sind nicht nur auf ihre ökologische, sondern auch auf ihre ökonomische Effizienz zu überprüfen. Ökologisch orientierte Marktwirtschaft ist kein Vorwand für Zukunftsverweigerung und Technikfeindlichkeit, sondern schafft neben dem Nutzen für die Umwelt neue Arbeitsplätze und ist ein internationaler Wettbewerbsvorteil.

Mobilität ist ein unverzichtbares Freiheitsrecht für mündige Bürger, sie ist zugleich aber auch eine unabdingbare Grundlage für Beschäftigung und Wachstum. Konsequente Anwendung neuer Technologien und problembewusste Verkehrsplanung können und müssen dazu beitragen, das Spannungsverhältnis zwischen Mobilitätsbedürfnis und Umweltbelastung zu entschärfen. Dies gilt gleichermaßen für den Wirtschaftsverkehr wie auch für den Individualverkehr. Liberale Kommunalpolitik kennt die zunehmende Belastung vieler Bürgerinnen und Bürger durch steigende Verkehrsdichte; sie tritt ein für ortskernentlastende Umgehungsstraßen und für einen bezahlbaren, kundengerechten Öffentlichen Personennahverkehr.

Der liberale Weg:

Die flächendeckende Umsetzung der ”Lokalen Agenda 21” im Sinne der UN-Konferenz von Rio de Janeiro 1992 bleibt das erklärte Ziel liberaler Kommunalpolitik. Jeder Kommune kmmt die Aufgabe zu, auf ihrer Gemarkung den Weg zu einer nachhaltigen und ressourcenschonenden Entwicklung in Zusammenarbeit mit allen gesellschaftlich verantwortlichen Gruppierungen zu moderieren und zu begleiten.  Dieser Prozess ist in jeder Gemeinde unterschiedlich, so dass im Rahmen dieses Programms keine detaillierten Vorgaben gemacht werden können.

Das heißt konkret:

· Der Bedarf an Flächen für Gewerbebetriebe und Wohnbebauung ist vorrangig durch Flächenrecycling zu decken. Der Neuverbrauch von Landschaft muss sich am unumgänglich notwendigen Bedarf orientieren und grundsätzlich reduziert werden.

· Bei der Reduzierung des Energieverbrauchs haben die Gemeinden eine Vorbildfunktion. Gerade bei Altbauten besteht ein erhebliches Einsparpotential durch nachträgliche Wärmedämmung. Trotz leerer Kassen kann Energieeinsparung bei öffentlichen Gebäuden u.a. durch Energiecontractingmodelle vorangetrieben werden.
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· Liberale Umweltpolitik setzt nicht in erster Linie auf Verbote und Sanktionen, sondern auf Überzeugung der Bürger durch  Information und Vorbildaktionen. So können Umwelttage flächendeckend organisiert werden, um regionale, aber auch überregionale Umweltprobleme und geeignete Lösungsvorschläge vorzustellen.

· Regenerative Energien wie Photovoltaik, Solar-, Wasser- und Windenergie, Biomasse und Biothermie sind zu unterstützen, soweit dies auf kommunaler Ebene möglich und sinnvoll ist.

· Kommunale Umweltpolitik versteht die Aufgabe von Behörden als vorrangig ökologische Dienstleistung. Hierzu gehören beispielhaft benutzerfreundliche Öffnungszeiten von Bauhöfen oder Recyclingcentern und eine dezentrale und ausreichende Versorgung mit Containern zur Mülltrennung.

· Eine behutsame Bauleitplanung und Anreize zur Erleichterung des Wohnungswechsels müssen im Verein mit einer integrierten Gesamtverkehrsplanung versuchen, die Wege zwischen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit zu verkürzen.

· Der öffentliche Nahverkehr muss bürgernah gestaltet und regional vernetzt werden.

· Der Anteil des umweltfreundlichen Verkehrs kann und muss erhöht werden, beispielsweise durch gemeinschaftlich genutzte Fahrzeugpools, Förderung von Gastankstellen, flächenhafte Verkehrsberuhigung und regionale, gut ausgeschilderte Radwegenetze.

· Die Maßnahmen zur Regelung des Individualverkehrs dürfen sich nicht vom Gedanken des Strafcharakters leiten lassen: Liberale Verkehrspolitik setzt sich ein für elektronische Verkehrs- und Parkleitsysteme, Konzentration von Geschwindigkeitskontrollen auf Gefahrenschwerpunkte (insbesondere auf Landstraßen), Lichtung des Schilderwaldes, Ausweitung des Grünen Pfeils und nächtliches Abstellen von Ampeln. 

Süßen, den 12. Dezember 2003

Dieter Bantleon

Änderungsantrag Nr. 1/3

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
Junge Liberale
Der Landesparteitag möge beschließen:

Ersetze auf Seite 11, Zeile 9-12

„Videoüberwachungen sollen aus liberaler Sicht nur an Brennpunkten der Kriminalität zeitlich begrenzt zugelassen werden. Datenmissbrauch ist dabei konsequent zu vermeiden und schon beim Nachweis von Fahrlässigkeit konsequent zu ahnden. Löst sich ein Brennpunkt der Kriminalität auf, sind Videoüberwachungen umgehend einzustellen.“

durch

„Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass Videoüberwachungen kein adäquates Mittel zur Bekämpfung der Kriminalität sind. Dort, wo sie eingesetzt wurden, kam es lediglich zu einer Verlagerung der Brennpunkte. Da der Nutzen in keinem Verhältnis zu dem Eingriff in die Bürgerrechte der Menschen steht, lehnen die Liberalen den weiteren Einsatz der Videoüberwachung ab.“

Begründung: erfolgt mündlich

Karlsruhe, den 15. Dezember 2003

Kai Dennis Roolf, Junge Liberale

Antrag Nr. 18/3 

Betr.: 
Europa liberaler machen
Antragsteller:
Bezirk Region Stuttgart

Ich beantrage, den Antrag 18/1 durch folgende Formulierung zu ersetzen:

Diese gemeinsamen Grundlagen sind aus dem Christentum, dem Humanismus und der Aufklärung entstanden.

Sie beinhalten bei weitgehender Trennung von Staat und Kirche:

· Verwirklichung und Erhalt der Menschenrechte

· den demokratischen Rechtsstaat

· eine soziale Marktwirtschaft

Jedes europäische Land, dass diese Voraussetzungen erfüllt, kann prinzipiell Mitglied der Europäischen Union werden.

Gerlingen, den 12. Dezember 2003

Dr. Wolfgang Weng

NEU - Antrag Nr. 1 

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
Landesvorstand
Der Landesparteitag möge beschließen:

KOMMUNALE FINANZEN
Nach einer positiven Entwicklung in den Jahren 1998 bis 2000 hat sich die kommunale Finanzlage drastisch verschlechtert. Die Einnahmen aus Steuern und allgemeinen Zuweisungen sind real zurückgegangen. Anders als von der Bundesregierung bei der Verabschiedung der Steuerreform 2001-2005 prognostiziert, hatten die Kommunen deutlich höhere Steuerausfälle hinzunehmen als Bund und Länder, zumal sie aufgrund der Steuerreformgesetzgebung eine deutlich höhere Gewerbesteuerumlage abzuführen hatten.

Zugleich ist der Aufwand, den die Kommunen als Sozial- und Jugendhilfeträger zu leisten haben, deutlich angestiegen. Der Aufwand für die Jugendhilfe wächst kontinuierlich. Aufgrund der negativen wirtschaftlichen Entwicklung steigt seit dem Jahr 2002 auch der Sozialhilfeaufwand wieder an. Hinzu kommt eine erhebliche Zusatzbelastung durch kontinuierlich steigende Ausgaben für die Eingliederungshilfe für Behinderte, die sich durch Änderungen der Bundesgesetzgebung zusätzlich erhöht haben, ohne dass den Kommunen hierfür ein Ausgleich gewährt worden wäre. Ähnliches gilt für die Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz, die die Kommunen seit dem Jahr 2003 zusätzlich zu erbringen haben.

Folge dieser Entwicklung ist eine deutliche Erhöhung der Landeswohlfahrts- und der Kreisumlagesätze, die - gemeinsam mit den gravierenden Einnahmeausfällen - dafür verantwortlich sind, dass eine Vielzahl kommunaler Haushalte keine Zuführungsraten zum Vermögenshaushalt mehr erwirtschaften können. Die Investitionskraft der Kommunen nimmt dramatisch ab. Umsteuern tut not.

Was wir erreicht haben:

1. Die langjährige, von der Bundesregierung zuvor mehrfach abgelehnte Forderung der FDP, im Rahmen eines Sofortprogramms für die Kommunen die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage rückgängig zu machen, ist Bestandteil des im Dezember 2003 zwischen Bundestag und Bundesrat gefundenen Reformkompromisses. Die Kommunen im Land werden dadurch um über 350 Millionen € im Jahr entlastet.

2. Die von der Bundesregierung, der Mehrheit des Bundestages und den kommunalen Spitzenverbänden in unterschiedlichen Modellen geforderte Modernisierung der Gewerbesteuer ist nicht Gesetz geworden. Damit konnte die FDP verhindern, dass durch die Einführung ertragsunabhängiger Elemente in die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer eine neue Substanzbesteuerung der Unternehmen geschaffen worden wäre. Auch die Einbeziehung der freien Berufe in der Gewerbesteuer, die einen völlig überflüssigen bürokratischen Aufwand mit sich gebracht hätte, konnte verhindert werden.
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3. Die FDP hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass das Vorziehen eines Teils der Steuerreformstufe 2005 durch Privatisierungserlöse und den Abbau von Subventionen und Steuervergünstigungen zu etwa 70% seriös und mit Wirkung auch auf die Haushalte der Kommunen gegenfinanziert ist. Auch unter Berücksichtigung des Vorziehens der Steuerreform bleibt es deshalb bei einer Nettoentlastung der Kommunen um etwa 300 Millionen € im Jahr.

4. Für die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist im Reformkompromiss vom Dezember 2003 ein Weg gefunden worden, der es den Stadt- und Landkreisen erlaubt, anstelle der Bundesanstalt für Arbeit selbst Träger der neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende zu werden. Nehmen sie diese Option wahr, wird sichergestellt, dass ihnen – neben den Kosten für das Arbeitslosengeld II – auch der Aufwand für Eingliederungsleistungen und die Verwaltungskosten erstattet werden.

5. Der ursprünglich im Gesetzesbeschluss des Bundestags vorgesehene Gegen-finanzierungsmechanismus für die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, der die baden-württembergischen Kommunen durch den Einbau eines neuen Finanzausgleichssystems krass benachteiligt und im Ergebnis statt zur versprochenen Entlastung zu einer finanziellen Mehrbelastung in Höhe von 175 Millionen € geführt hätte, ist vom Tisch.

All diese für die Kommunen positiven Elemente waren für uns auch ein Grund, dem Reformkompromiss zuzustimmen, auch wenn er nur erste Schritte auf dem Weg zu den notwendigen tiefgreifenden Veränderungen in der Wirtschafts-, Steuer-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik umfasst.

Wir fordern:

1. Die Gewerbesteuer ist im Rahmen einer Neugestaltung der Gemeindefinanzierung so rasch wie möglich abzuschaffen. An ihre Stelle tritt ein auf 12% erhöhter Anteil der Kommunen an der Umsatzsteuer und ein eigenes Hebesatzrecht an der Einkommen- und Körperschaftsteuer. Diese Ausgestaltung der Gemeindefinanzen bewirkt eine höhere Stabilität der Einnahmen der Kommunen, als sie die konjunkturanfällige Gewerbesteuer leisten konnte, hält das unverzichtbare Band zwischen Kommune und Wirtschaft aufrecht und wird durch das Hebesatzrecht auf Steuern, die sämtliche Bürger und die Wirtschaft betreffen, zu einer größeren Bürgernähe in der kommunalen Entscheidungsfindung beitragen.

2. Leistungsgesetze des Bundes aus der 14. Wahlperiode des Deutschen Bundestags, die die Kommunen zu höheren Ausgaben verpflichten, ohne mit einem angemessenen finanziellen Ausgleich versehen zu sein (z.B. die Neuordnung der Eingliederungshilfe für Behinderte oder das Grundsicherungsgesetz), sind als Leistungsgesetz des Bundes auszugestalten. Insbesondere die Eingliederungshilfe für Behinderte, die auch in Zukunft aus medizinischen und demografischen Gründen weiter steigende Leistungen erfordern wird, ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht Teil der Sozialhilfe bleiben darf.

3. Um die Kommunen in Zukunft sicher vor finanzieller Überforderung zu schützen, ist im 
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Grundgesetz das Konnexitätsprinzip (das Prinzip „wer Bestellt, zahlt“) zu verankern. Nur so kann sichergestellt werden, dass - wenn den Kommunen vom Bund weitere Aufgaben als Pflichtaufgaben übertragen werden - dies nicht ohne einen vollständigen finanziellen Ausgleich erfolgen kann.

4. Die kommunale Finanzhoheit ist durch eine Reduzierung von Mischfinanzierungen zu stärken. Überzogene Standards und Vorgaben sind abzuschaffen bzw. zu flexibilisieren.

5. Das Land ist in der Pflicht, die notwendige Konsolidierung seines Haushalts so zu gestalten, dass es sich nicht zu Lasten der Kommunen saniert sondern gewährleistet, dass ihnen eine für die Erfüllung ihrer Aufgaben angemessene Finanzausstattung zur Verfügung steht.

Auch nach den erreichten Entlastungen für die Kommunen und bei Erfüllung dieser Forderungen werden die Kommunen an weiteren tiefgreifenden Schritten zur Konsolidierung ihrer Haushalte nicht vorbeikommen. Jede Kommune muss dabei ihren eigenen Weg finden.

KOMMUNALE WIRTSCHAFTSPOLITIK
Die liberalen Grundsätze:

Liberale kommunale Wirtschaftspolitik erkennt, dass die Kommune die Arbeitsmarktprobleme nicht durch Schaffung öffentlich bezahlter oder geförderter Arbeitsplätze lösen kann. Die Wirtschaftskraft ist die Folge der Anstrengungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern in den privaten Unternehmen.

Die Kommunen setzen den Rahmen für eine dynamische regionale Wirtschaftsentwicklung durch Stärkung privatwirtschaftlicher Betätigung, Verschlankung der Verwaltung, sparsame Haushaltsführung, effiziente Genehmigungsverfahren und  Dienstleistungen, Deregulierung und Entbürokratisierung. 

Liberale Wirtschaftspolitik schafft ein positives Wirtschaftsklima in den Gemeinden. Sie sorgt für ein Klima, in dem man sich nicht für eine Unternehmung, sondern für die Verhinderung einer Idee rechtfertigen muss.

Liberale Wirtschaftspolitik wird klein- und mittelständische Strukturen bevorzugt fördern, da sich kleine und mittlere Unternehmen als langfristige, zuverlässige Partner bei der Schaffung von Wirtschaftskraft und Arbeitsplätzen erwiesen haben. 

Liberale Wirtschaftspolitik setzt sich in denjenigen Bereichen für kraftvolle und wettbewerbsfähige regionale Strukturen ein, in denen es aus Sicht der einzelnen Kommunen sinnvoll erscheint und somit dem obersten Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung nicht entgegensteht.

Liberale Kommunalpolitik für eine lebenswerte Gemeinde ist es auch, die wohnortnahe Versorgung mit Lebensmitteln und anderen Gütern des täglichen Bedarfs zu sichern. Dabei spielt die standortangepasste Raumplanung eine wichtige Rolle, weil großflächige 
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Einzelhandelsbetriebe sich unter Umständen negativ auf die Nahversorgung auswirken können. Mit der Neufassung des Einzelhandelerlasses hat das Wirtschaftsministerium den Kommunen und anderen Entscheidungsträgern aktuelle und praxisorientierte Beurteilungshinweise an die Hand gegeben.

Der liberale Weg:

Zu den traditionellen Instrumenten der Wirtschaftsförderung gehört die Förderung der Ansiedlung von Betrieben und die Bestandspflege ansässiger Unternehmen.

· Die rechtzeitige Planung und Ausweisung von bezahlbaren Gewerbeflächen bleiben die wichtigsten kommunalen Erfolgsfaktoren. Dabei sorgt modernes Flächenmanagement für einen schonenden Umgang mit den vorhandenen Ressourcen und verhindert gleichzeitig Flächenverknappung oder -zurückhaltung.

· Liberale Wirtschaftspolitik vertraut der Eigendynamik der Märkte und Marktteilnehmer. Erfolgreiche Wirtschaftsförderung konzentriert sich deshalb auf die Herstellung maximaler Transparenz zwischen Nachfragern, Vermittlern und Anbietern von Gewerbeflächen. Dabei gilt der Leitgedanke des Vorrangs der privaten vor der kommunalen Initiative.

· Liberale Wirtschaftsförderung fördert nicht nur die Ansiedlung neuer Betriebe, sie begleitet diesen Prozess auch nach der Ansiedlungsentscheidung. Sie dient sowohl dem ansiedlungswilligen als auch dem bestehenden Betrieb als Wegweiser und Vermittler insbesondere in Genehmigungsfragen, aber auch in allen anderen Fragen behördlicher Natur.

· Handel und Gewerbe müssen weiterhin für alle Verkehrsarten erreichbar bleiben. Pulsierendes Leben in den Innenstädten ist wichtig für das Wirtschaftsleben einer gesamten Region. Moderne Liberale Wirtschaftspolitik setzt deshalb auf die Stärkung der Funktionen der Innenstädte.
· Der Rückzug der Kommunen aus eigenen Wirtschaftsbeteiligungen stärkt den privaten Wirtschaftssektor. Liberale Wirtschaftspolitik wird deshalb die  wirtschaftliche Tätigkeit der Kommunen weiter zurückdrängen und nicht-hoheitliche Aufgaben und Dienstleistungen wieder Privaten zukommen lassen. Wir wollen das Gemeindewirtschaftsrecht so ändern, dass der Privatwirtschaft eindeutig Vorrang vor der wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen gegeben wird. Nur wenn den privaten Unternehmen ein Unterlassungsanspruch gegenüber den Gemeinden eingeräumt wird, der auf dem Klageweg durchsetzbar ist, kann der Vorrang der privatwirtschaftlichen Leistungserfüllung wirksam durchgesetzt werden. Liberale akzeptieren nicht, dass beispielsweise Stadtwerke ihre Tätigkeit auf die Gebäudetechnik ausdehnen oder kommunale Bauhöfe Reparaturarbeiten anbieten. Dies ist eine Aufgabe der Privatwirtschaft. Dem Phänomen von Scheinprivatisierungen im Sinne unechter Privatisierungen tritt Liberale Wirtschaftspolitik entschieden entgegen.
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· Im Europa der Regionen muss kommunale Wirtschaftsförderung auch die Grenze der einzelnen Gemeinde überwinden. Sie hat auch regionalen Bezug und begreift Stadt und Umland in wichtigen Punkten als funktionale Einheit. Liberale setzen deshalb auf die Zusammenarbeit kommunaler Wirtschaftsförderungsgesellschaften.
· Die Förderung neuer Wirtschaftsstrukturen durch Unterstützung von Gründer-Aktivitäten ist ein Grundpfeiler liberaler Wirtschaftspolitik. Sie setzt auf 

· Information über Gründerberatung auf privater Basis (Beratung bei Antrags- und Genehmigungsverfahren, über Förderprogramme, Coaching, Markteinführungsberatungen),

· die Unterstützung von Gründerzentren und (auch virtuellen) Gründerverbünden, 

· den Ausbau von Informations- und Kommunikationsnetzen,

· die Vernetzung regionaler Forschungseinrichtungen mit der regionalen Wirtschaft,

· die Unterstützung regionaler Risikokapitalfonds.

· Der Stärkung des Mittelstands und kleinerer Betriebe dienen neben der Unterstützung durch Beratung gemeinsame Einrichtungen z.B. für Forschung und Entwicklung, Verbünde für Ausbildung u. a.

· Zur wohnortnahen Versorgung sind insbesondere in kleineren Gemeinden kreative unternehmerische Initiativen des Handels und des Handwerks zu fördern. Das gemeinsame Engagement überörtlicher Initiativen aus Bürgern, Kommunen und Händlern hat sich bewährt. Durch Angebote für Information, Beratung und Schulung sowie Vermittlung günstiger Finanzierungsmöglichkeiten in Form von Darlehen, Bürgschaften, Beteiligungen oder Risikokapital sollen weiterhin Unternehmensgründungen und Betriebsübernahmen unterstützt werden. 

In allen Punkten arbeitet liberale Wirtschaftsförderpolitik eng mit den Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft und der Arbeitnehmer zusammen.

In grenznahen Gebieten nutzt eine liberale Wirtschaftsförderpolitik die Möglichkeit der grenz-überschreitenden Standortstärkung auf der Basis des EU-Abkommens über grenzüber-schreitende Zusammenarbeit. 

SCHLANKE VERWALTUNG IN RATHAUS UND LANDRATSAMT

Die liberalen Grundsätze:

Liberale vertrauen dem Menschen, seine Angelegenheiten in Eigenverantwortung besser regeln zu können als es der Staat für ihn kann.

Liberale treten deshalb auch im kommunalen Bereich dafür ein, das staatliche Handeln auf das 
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unbedingt notwendige Maß, auf die Wahrnehmung der Kernaufgaben zu beschränken, damit die 

staatliche Hilfe denen zugute kommen kann, die sie wirklich brauchen.

Liberale treten nicht nur für Steuersenkungen in Bund und Land ein. Die FDP will auch die hohe Steuern-, Gebühren- und Abgabenbelastung im kommunalen Bereich (einschließlich der Kreisumlage) begrenzen und damit Investitions- und Handlungsspielraum für Bürger und Wirtschaft gewinnen.

Der liberale Weg:

Im Zusammenleben vor Ort setzt die FDP auf Mit- und Selbstverantwortung. Das private Engagement der Bürgerinnen und Bürger ist die Grundlage für das Zusammenleben in der Kommune. Liberale treten deshalb für alle die ein, die sich ehrenamtlich für die Gemeinschaft einsetzen und die Aufgaben nicht auf die Gemeinde abwälzen, sondern selbst aktiv werden. Eigenverantwortung und gelebte Solidarität der Bürgerinnen und Bürger müssen die schwindende Leistungskraft der öffentlichen Haushalte auffangen:

· Bei der Erledigung öffentlicher Aufgaben soll künftig mehr auf das Subsidiaritätsprinzip geachtet werden: Statt eigenes Personal einzusetzen, wird die kommunale Verwaltung mehr zum Moderator und Begleiter bürgerschaftlicher Initiativen.

· Freiwilliges Engagement in sozialen, kulturellen und ökologischen Bereichen muss zwar gefördert, andererseits aber von denjenigen, die es leisten können, auch gefordert werden.

”Schlanke Verwaltung” ist kein Selbstwert an sich. Liberale wissen aber, dass erst die Beschränkung der Verwaltung auf ihre Kernaufgaben den Menschen den finanziellen und persönlichen Spielraum lässt, den sie zur Gestaltung ihres Lebens brauchen. Deshalb setzt sich die FDP dafür ein, auch auf kommunaler Ebene die Verwaltung auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.

· Schlanke Verwaltung erfordert im ersten Schritt eine umfassende Aufgabenkritik mit dem Ziel einer Konzentration auf die wirklich notwendigen Aufgaben.

· Gemeinsinn statt Gruppenegoismus: Die gemeinsame Nutzung kommunal finanzierter Einrichtungen und Räume (Stadtteilzentren, Schulräume, Sportlerheime, Feuerwehrhäuser u.a.) entlastet von Investitions- und Folgekosten.

· Aufgaben, die wirtschaftlicher oder mindestens ebenso gut von privaten Anbietern übernommen werden können, sollen auch von Privaten erledigt werden. Dabei hat die echte Privatisierung den Vorrang vor rein formaler Privatisierung wie Überführung kommunaler Einrichtungen in privatrechtliche Betriebsformen, bei denen Eigentümer die Kommune bleibt. Für die verbleibenden kommunalen Unternehmen sind in regelmäßigen Abständen Wirtschaftlichkeitsberichte zu erstellen, damit Effizienz und Rentabilität ständig beurteilt werden können. Außerdem sind Quersubventionen transparent zu machen und offen zu legen.
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· Die als Kernaufgaben der kommunalen Verwaltung erkannten Bereiche sind konsequent auf Leistungs- und Qualitätsziele auszurichten und haben sich laufenden Kosten- und Qualitätskontrollen zu stellen. Nützliche Instrumente können sein Vergleichsringe und das Energie-Contracting.

· Wir befürworten eine neue Rollenverteilung zwischen Politik und Verwaltung: Die politischen Entscheidungsgremien konzentrieren sich auf die Zielvorgabe und deren Kontrolle.

· Die schlanke Verwaltung delegiert die interne Entscheidungs- und Budgetverantwortung von oben nach unten und richtet ein effektives und transparentes Abrechnungs- und Berichtswesen sowie Controlling ein.

· Ziel des Umbaus ist die Ausrichtung des Verwaltungshandelns nicht mehr auf den Arbeitsablauf, sondern auf die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger als Kunden der Verwaltung.

· Die schlanke Verwaltung erfordert, dass auch für öffentliche Haushalte  betriebwirtschaftliche Gesichtspunkte gelten müssen. Die Abkehr von der Kameralistik hin zu einem betriebswirtschaftlichen Haushaltsrecht (bis hin zur Doppik), schafft Generationengerechtigkeit, Transparenz und eine bessere demokratische Kontrolle und Partizipationsmöglichkeit. Ein besseres Kommunalcontrolling fördert Bürgernähe, mehr Effektivität und vor allem Klarheit. Deshalb fordert die FDP die Schaffung der notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen.

VERWALTUNGSNEUORDNUNG

Die liberalen Grundsätze:

Die FDP Baden-Württemberg hat sich als erste Partei auf Landesebene mit einer umfassenden Regierungs- und Verwaltungsreform befasst. Ziel liberaler Kommunalpolitik ist es, Verwaltung auf allen Ebenen schlanker, effizienter und bürgerfreundlicher zu gestalten. Das Geld der Bürger darf nicht in einer ausufernden Bürokratie verschleudert werden. Für Liberale beginnt eine Verwaltungsneuordnung daher mit der kritischen und konsequenten Überprüfung aller von den öffentlichen Verwaltungen übernommenen Aufgaben und der möglichst umfassenden Rückverlagerung in den Verantwortungsbereich der privaten Bürger.

Der liberale Weg:

Die auf Landesebene beschlossenen Maßnahmen zur Verwaltungsreform, die von der Landes-FDP angestoßen wurde, sind wichtige Schritte in die richtige Richtung.

1. Die vorgesehene „Effizienzrendite“ von 20 % muss nach einer Übergangsphase von 5 Jahren erreicht werden. Eine Finanzierung durch die Erhöhung der Kreisumlage darf nicht erfolgen

2. Bei Eingliederung der unteren Sonderbehörden sind die Aufgaben als weisungsfreie Aufgaben auf die kommunale Ebene zu übertragen.
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3. Für Liberale bleibt es Ziel, Aufgaben möglichst umfassend in den privaten Verantwortungsbereich zurückzugeben. So kann beispielsweise die Kraftfahrzeugzulassung privatisiert werden, so leistet derzeit die Polizei bei der Unfallaufnahme kostenlos Regulierungshilfe für  Versicherungen oder ist ohne Gebührenpflicht bei wirtschaftlichen Großsportveranstaltungen im Einsatz.

4. Zu einer sinnvollen Verwaltungsreform gehört es, Aufgaben nicht nur von der ministeriellen Ebene auf die Regierungspräsidien und Landkreise zu verlagern. Vielmehr muss eine Delegation von Verwaltung und Verantwortung von den Landkreisen auf die großen Kreisstädte  und auf Städte, Verwaltungsgemeinschaften und Gemeinden  allgemein erfolgen.

5. Die Neuordnung der Verwaltungsstrukturen des Landes darf nicht vor einer Neuordnung der Mittelinstanz halt machen. Die Bildung von Regionalkreisen, bzw. die Abschaffung der Landkreise lehnt die FDP dabei ab. Der Zusammenschluss von Landkreisen, bzw. die Veränderung von Kreisgrenzen muss  jedoch möglich bleiben. Die Regionalverbände als bloße Planungsträger der regionalen Raumordnung sind dabei in ihrer Funktion ebenso zu überprüfen wie die Aufgabenbereiche der Regierungspräsidien als Mittelbehörden. Es ist zu prüfen, ob bei sachgerechter Aufgabenverlagerung auf die untere Verwaltungsebene kann die Aufgabenwahrnehmung durch die Mittelinstanz verringert werden kann.

6. Die interkommunale Zusammenarbeit muss zunehmen. Zahlreiche Aufgaben wie Müllentsorgung, öffentlicher Personennahverkehr, Tourismusentwicklung etc. können nicht für das Gebiet einer Kommune oder eines Kreises sinnvoll betrieben werden. Zweckverbände sind hier ein geeignetes Instrument für die regionale Zusammenarbeit. Dabei gilt es aber, das Demokratiedefizit von Verbandsversammlungen durch Abschaffung des gebundenen Stimmrechts aufzuheben.

UMWELT UND VERKEHR

Die liberalen Grundsätze:

Der Erhalt einer lebenswerten Umwelt bleibt eine Selbstverpflichtung liberaler Kommunalpolitik. Sie handelt nach dem Grundsatz des nachhaltigen Umgangs mit den natürlichen Ressourcen und fühlt sich verpflichtet, die Handlungsfreiheit auch der zukünftigen Generationen zu erhalten. Neue Maßnahmen und Technologien sind nicht nur auf ihre ökologische, sondern auch auf ihre ökonomische Effizienz zu überprüfen. Ökologisch orientierte Marktwirtschaft ist kein Vorwand für Zukunftsverweigerung und Technikfeindlichkeit, sondern schafft neben dem Nutzen für die Umwelt neue Arbeitsplätze und ist ein internationaler Wettbewerbsvorteil. Die konsequente Anwendung neuer Technologien kann auch dazu beitragen, das Spannungsverhältnis zwischen Individualverkehr und Umweltbelastung zu mindern. Denn obgleich liberale Kommunalpolitik, wo immer es geht, auf den Ausbau schadstoffarmer Verkehrsmittel (ÖPNV, Rad) setzt, sieht sie auch, dass die Nutzung des Pkw ein Stück individueller und freier Lebensgestaltung bedeutet. 

Der liberale Weg:

Die flächendeckende Umsetzung der ”Lokalen Agenda 21” im Sinne der UN-Konferenz von Rio de Janeiro 1992 bleibt das erklärte Ziel liberaler Kommunalpolitik. Jeder Kommune kommt die 
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Aufgabe zu, auf ihrer Gemarkung den Weg zu einer nachhaltigen und ressourcenschonenden Entwicklung in Zusammenarbeit mit allen gesellschaftlich verantwortlichen Gruppierungen zu moderieren und zu begleiten.  Dieser Prozess ist in jeder Gemeinde unterschiedlich, so dass im Rahmen dieses Programms keine detaillierten Vorgaben gemacht werden können.

Das heißt konkret:

· Der Bedarf an Flächen für Gewerbebetriebe und Wohnbebauung ist vorrangig durch Flächenrecycling zu decken. Der Neuverbrauch von Landschaft muss sich am unumgänglich notwendigen Bedarf orientieren und grundsätzlich reduziert werden.

· Bei der Reduzierung des Energieverbrauchs haben die Gemeinden eine Vorbildfunktion. Gerade bei Altbauten besteht ein erhebliches Einsparpotential durch nachträgliche Wärmedämmung. Trotz leerer Kassen kann Energieeinsparung bei öffentlichen Gebäuden u.a. durch Energiecontractingmodelle vorangetrieben werden.

· Liberale Umweltpolitik setzt nicht in erster Linie auf Verbote und Sanktionen, sondern auf Überzeugung der Bürger durch  Information und Vorbildaktionen. So können Umwelttage flächendeckend organisiert werden, um regionale, aber auch überregionale Umweltprobleme und geeignete Lösungsvorschläge vorzustellen.

· Regenerative Energien wie Photovoltaik, Solar-, Wasser- und Windenergie, Biomasse und Biothermie sind zu unterstützen, soweit dies auf kommunaler Ebene möglich und sinnvoll ist.

· Kommunale Umweltpolitik versteht die Aufgabe von Behörden als vorrangig ökologische Dienstleistung. Hierzu gehören beispielhaft benutzerfreundliche Öffnungszeiten von Bauhöfen oder Recyclingcentern und eine dezentrale und ausreichende Versorgung mit Containern zur Mülltrennung.

· Eine integrierte Gesamtverkehrsplanung muss versuchen, die Wege zwischen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit zu verkürzen. Der öffentliche Nahverkehr muss regional vernetzt werden. Der Anteil des umweltfreundlichen Verkehrs kann und muss erhöht werden, beispielsweise durch flächenhafte Verkehrsberuhigung und regionale Radwegenetze.

· Die Maßnahmen zur Regelung des Individualverkehrs dürfen sich nicht vom Gedanken des Strafcharakters leiten lassen: Liberale Verkehrspolitik setzt sich ein für elektronische Verkehrs- und Parkleitsysteme, Konzentration von Geschwindigkeitskontrollen auf Gefahrenschwerpunkte (insbesondere auf Landstraßen), Lichtung des Schilderwaldes, Ausweitung des Grünen Pfeils, nächtliches Abstellen von Ampeln, Bereitstellung von bezahlbarem Parkraum. 
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ÖFFENTLICHE SICHERHEIT VOR ORT

Die liberalen Grundsätze:

Liberale Grundsätze in der öffentlichen Sicherheit bedeuten, dass unsere Bürgerinnen und Bürger sich vor Ort sicher fühlen sollen. Sicherheit in der Wohnung, im Wohnumfeld, auf den Straßen, an Haltestellen, auf Bahnhöfen, in Parks und am Arbeitsplatz: dies zu gewährleisten, zählt zu den herausragenden liberalen Zielen.

Bürgerinnen und Bürger, die sich in ihrer Stadt nicht sicher fühlen, werden sich auch nicht mit ihrer Stadt identifizieren. Gewerbetreibende werden nicht in eine Stadt investieren, in der Sicherheitsmängel und eine hohe Kriminalitätsrate bestehen. Eltern werden für ihre Kinder Schulen meiden, in denen auf dem Schulgelände und im Umfeld Sicherheitsmängel bestehen.

Eine liberale Sicherheitspolitik geht in drei Richtungen:

· Individuelle Maßnahmen der Kriminalprävention mit unterschiedlichen Methoden und Maßnahmen, der öffentlichen Problemstellung angeglichen.

· Mithilfe der Bürgerinnen und Bürger bei erkennbaren Gefahren oder Delikten unter dem liberalen Grundsatz ”eingreifen statt wegschauen”.

Der liberale Weg:

(
Wir treten für die Bildung von kommunalen Sicherheitsbeiräten ein, deren Aufgabe es ist, Schwerpunkte der Kriminalität aufzulisten, Sicherheitsschwachstellen wie Bahnhöfe, Radwege, Haltestellen, Unterführungen und Kinderspielplätze zu untersuchen und Pläne für ein präventives Handeln zu entwerfen. Diese kommunalen Sicherheitsbeiräte sollen intensiv mit der Polizei und den Medien zusammenarbeiten. Gerade auch ältere Bürgerinnen und Bürger sollten verstärkt einbezogen werden.

(
Bürgerinnen und Bürger sollten, mehr als bisher, Verantwortung für ihr Wohnumfeld, für ihre Nachbarn und für das Umfeld des Arbeitsplatzes übernehmen, ohne dabei gute nachbarschaftliche Verhältnisse negativ zu beeinflussen. ”Aufmerksamkeit im Sinne der Gemeinschaft” muss an Bedeutung gewinnen.
· Eine verlässliche Polizeipräsenz auf den Straßen, an Bahnhöfen oder im Umfeld von Betrieben ist notwendig, reicht aber allein nicht aus. Bürgerschaftliche Hilfe in Zusammenarbeit mit der Polizei bildet einen wesentlichen Beitrag zur Kriminalitätsbekämpfung.

· Offene Jugendarbeit vor Ort ist ein wesentliches Mittel der Kriminalprävention; gute Jugendpolitik in einer Gemeinde und bewährte Jugendarbeit in Vereinen sind wesentliche Schritte zur Vermeidung von Kriminalität.

· Liberale Drogenpolitik besteht einerseits aus der konsequenten Bekämpfung des Drogenhandels, andererseits aber auch aus der Hilfe für Schwerstabhängige, um die Beschaffungskriminalität wirksam zurückdrängen zu können.
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· Aber davor muss die Prävention ansetzen. Kinder dürfen nicht allein gelassen werden. Das ist Aufgabe der Familie – die Schule kann das alleine nicht richten. Aber es ist auch die Aufgabe des Umfelds, der Verwandtschaft, der Nachbarn, von uns allen. Eingreifen statt wegsehen. Und helfen.

· Videoüberwachungen sollen aus liberaler Sicht nur an Brennpunkten der Kriminalität zeitlich begrenzt zugelassen werden. Datenmissbrauch ist dabei konsequent zu vermeiden und schon beim Nachweis von Fahrlässigkeit konsequent zu ahnden. Löst sich ein Brennpunkt der Kriminalität auf, sind Videoüberwachungen umgehend einzustellen.

LIBERALE GESELLSCHAFTSPOLITIK – IM ZEICHEN DES DEMOGRAPHISCHEN WANDELS
Die liberalen Grundsätze:

Liberale Kommunalpolitik kümmert sich schon heute um die Herausforderung des demographischen Wandels, der unsere Gesellschaft nachhaltig und rasant verändern wird. Allein zwischen 1970 und 2002 ist die Bevölkerung von 8,9 Millionen auf 10,6 Millionen gestiegen. Dabei stieg die Altersgruppe der 20- bis 65-Jährigen um 1,4 Millionen auf nunmehr 6,5 Millionen und die Altersgruppe der über 65-Jährigen um 600.000 auf 1,7 Millionen. Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der jungen Menschen bis 20 Jahren um 500.000 auf 2,3 Millionen gefallen. 

Liberale Kommunalpolitik handelt schon heute in dem Bewusstsein, dass in Baden-Württemberg mehr ältere Menschen über 60 Jahren als Menschen bis 20 Jahren leben. Ursächlich für diese Entwicklungen sind neben einer starken Zuwanderung die erfreulicherweise gestiegene Lebenserwartung und die stark rückläufigen Geburtenraten. 

Liberale wissen, dass ein Bündel von Maßnahmen auf allen gesellschaftlichen und politischen Ebenen zwingend erforderlich ist, um den demografischen Wandel bewältigen zu können. Auf die Kommunen kommen dabei besondere Herausforderungen zu. Die demografische Veränderung erfordert bei den Kommunen Konzepte im sozialen, gesundheitlichen, infrastrukturellen und Freizeitbereich die insbesondere auf die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen sowie ältere Bürgerinnen und Bürger zugeschnitten sind. Dabei spielt die Tatsache, dass der Anteil von Menschen mit Behinderung größer wird, eine wichtige Rolle hinsichtlich eines umfassenden Verständnisses von Barrierefreiheit.

Liberale Kommunalpolitik setzt auf eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dies ist ein wichtiger Baustein, um langfristig die demografische Entwicklung einer zunehmend alternden Gesellschaft, wo nicht umzukehren, so doch abzumildern. Denn im internationalen Vergleich weisen die Länder höhere Geburtenquoten auf, die ein umfassendes Betreuungsangebot zur Verfügung stellen.

Liberale Kommunalpolitik macht sich zur Aufgabe, möglichst große Gestaltungsräume für diejenigen zu schaffen, die ihr Leben und ihre Zukunft in die eigene Hand nehmen können und wollen. Sie fördert Eigeninitiativen von Kindern und Jugendlichen bei der Suche nach ihrem künftigen Standort in der Gesellschaft; sie unterstützt die Vorstellungen älterer Bürgerinnen und
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Bürger bei der Gestaltung eines Umfeldes für ein Leben in Eigenständigkeit. Liberale Kommunalpolitik fördert Wege in die Selbständigkeit und Vorstellungen von Bürgerinnen und Bürgern, die sich für die Gemeinschaft ehrenamtlich engagieren wollen.

Liberale Kommunalpolitik zeichnet sich auch durch mehr Bürgernähe der Verwaltungen aus; wir begrüßen und unterstützen Initiativen, die vor Ort Einfluss auf die kommunalen Verwaltungen nehmen, um so mehr Bürgernähe in unterschiedlichsten Formen zu praktizieren. Wichtiges Element hierbei ist die Schaffung größerer Transparenz der Entscheidungsprozesse, die es den Bürgern mehr als bisher erlaubt, an der politischen Willensbildung teil zu haben.

Es ist aber auch liberale Kommunalpolitik, dass die Allgemeinheit diejenigen unterstützt, die wegen ihrer Lebensumstände Hilfe brauchen, um in unserer Gesellschaft ein menschenwürdiges Leben führen zu können.

Der liberale Weg:

Für Kinder und Jugendliche:

· Die freie Entfaltung von Kindern und Jugendlichen soll nach deren Neigungen und Möglichkeiten gefördert und unterstützt, nicht aber durch staatliche und sonstige Regeln gehemmt werden.

· Kinder und Jugendliche brauchen zeitgemäße Entwicklungsangebote in ihrer Kommune durch Grünflächen, Spiel- und Bolzplätze, Jugendhäuser und Einrichtungen in Vereinen.

· Kinder und Jugendliche brauchen Hilfe, wo Familien aus verschiedenen Gründen keinen ausreichenden Halt mehr vermitteln. Schule und Jugendhilfe müssen hier frühzeitig und umfassend zusammenarbeiten.

· Kinder und Jugendliche brauchen besondere Unterstützung, wenn es um Behinderungen geht. Die Kommunen sollten alle öffentlichen Einrichtungen, auch den ÖPNV behindertengerecht zugänglich machen. Bei der Unterstützung von Behinderten müssen die Kommune, Schulen, Kindergärten, Vereine und Behindertenorganisationen eng zusammenarbeiten.

· Für Jugendliche, die sich in der Kommune politisch engagieren wollen, sollte die Bildung von Jugendgemeinderäten und deren aktive Arbeit unterstützt werden. Kommunale Entscheidungsträger müssen verstehen, dass eine politisch engagierte Jugend mehr ist als eine Lobbygruppe für die junge Generation; sie ist Grundvoraussetzung für eine lebendige und auch in Zukunft auf ehrenamtlichem Engagement aufbauende Kommune.

· Jugendliche haben Anspruch auf einen Ausbildungsplatz. Wesentliche Voraussetzungen ist vor Ort die unterstützende Begleitung des Mittelstandes, der besonders in Handwerk, Gewerbe, Dienstleistung und Handel Ausbildungsplätze bereitstellt.
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Für ältere Bürgerinnen und Bürger:

· Verstärkte Mitwirkung von Seniorenvertretungen in der Kommune (Kreis-, Stadt- und Ortsseniorenräte). Hier sollen ältere Bürgerinnen und Bürger, die sich politisch und ehrenamtlich engagieren wollen, ihre Wünsche und Vorstellungen gegenüber den Rathäusern, der Allgemeinheit und den politisch arbeitenden Parteien vertreten.

· Neue Formen des Zusammenwirkens und Zusammenlebens  der Generationen unter dem Prinzip der gegenseitigen Verständigung und Rücksichtnahme untereinander.

· Schaffung wohnungsnaher Versorgungsnetze (medizinische und pflegerische Betreuung, Waren des täglichen Bedarfs), um älteren Bürgerinnen und Bürgern das Verbleiben in ihrem gewohnten Umfeld zu ermöglichen.

· Schaffung von Voraussetzungen für ein auf die ältere Generation zugeschnittenes Wohnumfeld mit barrierefreiem Wohnen, neuen Formen des „Wohnens mit Service“, generationsübergreifenden Wohnprojekten, der Nähe zum öffentlichen Nahverkehr und wohnortnahen Begegnungsstätten.

· Verfügbare Wohnungen, die einen Wechsel innerhalb des gewohnten Bereichs zulassen, deshalb muss ein Augenmerk auf Wohnbereiche mit gemischten Wohnungsgrößen gerichtet werden.

· Besonderes Augenmerk auf ein Netzwerk zur Vorsorge für eine gesundes Alter. 

· Der Staat oder die Kommune sollen in der liberalen Gesellschaftspolitik nicht alles finanzieren und regeln. Deshalb treten die Liberalen vor Ort auch für Modelle ein, Kinder- und Jugendaufgaben sowie Projekte für die ältere Generation dort, wo es möglich ist,  schrittweise auf Vereine, Verbände und Private zu übertragen, um Eigenverantwortung und Selbstbestimmung zu stärken.

Für Familien:

Mit dem 2004 in Kraft tretendem Kindergartengesetz haben wir im Land die Voraussetzung dafür geschaffen, die Betreuungsangebote über den Bereich der 3‑6 Jährigen hinaus qualitativ und quantitativ weiterzuentwickeln. Hierbei kommt den Kommunen die entscheidende Rolle zu: Land, Kommunen und Freie Träger haben sich auf folgende Leitlinien verpflichtet:

· Das jährlich zur Verfügung stehende Fördervolumen von knapp 400 Mio. Euro ist dauerhaft garantiert, bei statistisch prognostizierter Abnahme der Zahl von Kindergartenkindern, darf dies nicht zur Entlastung des Haushalts herangezogen werden, vielmehr muss das Geld dazu verwendet werden, Betreuungsangebote insbesondere für Kinder unter 3 Jahren auszubauen.

· Dabei ist dem Prinzip der Subsidiarität und dem Wunsch‑ und Wahlrecht der Eltern Rechnung zu tragen. Wir setzen also nicht so sehr auf den Staat, sondern auf die Eigeninitiative der Eltern und der Freien Träger.
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· Die Einrichtung von Betriebskindergärten wird erleichtert, was bei großen Firmen schon heute teilweise angeboten wird, kann künftig auch von kleinen und mittleren Firmen durch Kooperationen leichter realisiert werden.

· Die sehr flexible Form der Betreuung durch Tagesmütter hat für uns hohen Stellenwert: Besonders flexibel und vergleichbar der Erziehung in der Familie ist hierbei die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide Seiten zu verwirklichen. Nachdem das Land zusätzliche Fördermittel zur Verfügung stellt, sind die Kommunen gefordert, die Arbeit der Tageselternvereine nachhaltig zu unterstützen.

Die Zahl der “unvollständigen” Familien nimmt zu. Immer schwieriger wird es für den allein erziehenden Elternteil, Erwerbsleben und Kindererziehung unter einen Hut zu bringen. Trotz schwieriger Finanzprobleme in den Kommunen tritt die FDP dafür ein, hier Entlastung zu schaffen.

(
Die Ganztagsangebote in allen kommunalen Erziehungs- und Bildungseinrichtungen müssen verstärkt werden (z.B. Hausaufgabenbetreuung, gemeinsames Mittagessen, Sportprogramme). 

Dabei ist klar, dass diese Angebote nicht verpflichtend sein sollen und dass die konkrete Ausgestaltung des Angebots den Beteiligten vor Ort vorbehalten sein muss. Auch der Ausbau von Krippen für Kinder unter drei Jahren und die Öffnungszeiten der Kindergärten müssen familienfreundlich ausgestaltet werden. Für diese Zusatzangebote ist außerdem ein sozial angemessener Eigenanteil der Familien zu verlangen.

(
In Kindergärten ist zunehmend Wert auf die vorschulische Erziehung zu legen. Die Förderung und Forderung von Kindern ist in Deutschland, das seine Grundschulen in der Regel erst für Kinder ab sechs Jahren öffnet, unterentwickelt.

DIE BÜRGERGESELLSCHAFT: DIE MITWIRKUNGSMÖGLICHKEITEN VOR ORT
Die liberalen Grundsätze:

Mehr eigenverantwortliches Handeln der Bürger, die Anerkennung der ehrenamtlichen Tätigkeit und eine eigenständige, stärkere kommunale Selbstverwaltung sind Zielvorstellungen für eine lebendige liberale Bürgergesellschaft. "Wir sind das Volk" - argumentieren emanzipierte, mündige Bürger!

Liberale sind bereit, persönliche Verantwortung in ihrem persönlichen Umfeld zu übernehmen und fordern die dazu notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen auf allen politischen Ebenen. Der Bürger darf auf keiner politischen Handlungsebene, nicht in Europa, nicht im Bund oder im Land und schon gar nicht in der Kommune zum Objekt politischer Machtüberlegungen verkommen.

Der liberale Weg:

Damit die Bürgergesellschaft leben kann, müssen die Fristen bei Bürgerbegehren auf acht 
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Wochen verlängert, und die Quoren bei Bürgerbegehren und –entscheid gesenkt werden. 

Wir wollen weiter, dass die Bildung von Fraktionen in der Gemeindeordnung geregelt und in den Geschäftsordnungen der Gemeinden erleichtert wird. Die Informations- und Mitwirkungsrechte gemeinderätlicher Minderheiten sind auszubauen.

Die FDP tritt für die Delegation von Mitwirkungsrechten und Verantwortung ein. Von den Möglichkeiten, in räumlich abgrenzbaren Teilorten Ortschaftsverfassungen und in Stadtteilen Bezirksbeiräte einzuführen, soll insbesondere dort Gebrauch gemacht werden, wo es dem Willen der Bevölkerung entspricht. Die Wahl des Ortsvorstehers soll künftig abschließend durch den Ortschaftsrat erfolgen. Die unechte Teilortswahl führt zu einer Aufblähung der Gemeinderäte und wird von der FDP abgelehnt.

Neue Formen des bürgerschaftlichen Engagements aus der Bevölkerung müssen durch die Kommunen aufgenommen, die Bereitschaft zum Ehrenamt mittels  professioneller Begleitung durch die Verwaltung gestärkt oder zumindest am Leben gehalten werden.

Gesetzliche oder verwaltungsinterne Hindernisse, kommunales Eigentum (z.B. Schulgebäude, Kindergärten, Altersheime u.ä.) in Privateigentum zu überführen, sollen beseitigt werden. Die Errichtung von Bürgerfonds auf kommunaler Ebene soll gefördert werden, um die Nähe des Bürgers zu seinen Einrichtungen zu stärken: kommunale Schulden sind Schulden der Bürger! Die Notwendigkeit verstärkter privater Altersvorsorge erlaubt dann private Investitionen im bürgernahen kommunalen Bereich.

Das Subsidiaritätsprinzip muss in der Kommune beginnen, damit es auf Landes-, Bundes- und europäischer Ebene konsequenter eingehalten werden kann.

Die Landräte sind durch Volkswahl zu bestimmen!

Das Ziel: der aktive mündige Bürger auf dem Weg von der Ordnungs- über die Dienstleistungs- zur Bürgerkommune wird handelndes Subjekt und bleibt damit  Garant kommunaler Selbstverwaltung.

Integrationsstandort GEMEINDE

Die liberalen Grundsätze:

Wir Liberalen bejahen die offene und sich weiter öffnende Welt und begrüßen die positiven Ergebnisse des Zusammenlebens von Menschen unterschiedlicher Herkunft, Kultur und Religion in Deutschland. Wir bekennen uns zum Prinzip der Integration. Unser Ziel ist die Bildung einer Verantwortungsgemeinschaft zwischen Einheimischen und Zugewanderten. Wir wenden uns gegen die Ausgrenzung einzelner Bevölkerungsgruppen und gegen die Bildung von Teilgesellschaften. Dabei begreifen wir Integration als einen kontinuierlichen gesellschaftlichen Prozess, bei dem die staatlichen Ebenen die integrationsfördernden Rahmenbedingungen setzen müssen. Integration ist kein müheloser Prozess, er verlangt nach dem Grundsatz von „Fördern und Fordern“ sowohl Anstrengungen von den Einheimischen als auch insbesondere von den 
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Zugewanderten und ihren Familienangehörigen die Bereitschaft und das aktive Bemühen, vorhandene Integrationsangebote anzunehmen.
Wir Liberalen streben eine freiheitliche Bürgergesellschaft an, die dem Ideal der Eigen​ver​antwortung des Einzelnen und seiner uneingeschränkten Teilhabe am gesellschaftlichen und politischen Leben verpflichtet ist. Wer dauerhaft Aufnahme in der Bundesrepublik Deutschland gefunden hat, soll Bürger dieses Landes mit gleichen Rechten und Pflichten sein.
Aufgabe und Ziel liberaler Integrationspolitik ist es, die Zuwanderer zu einer gleichberechtigten Teilnahme am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben auf der Basis der freiheitlich-demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes hinzuführen. Integration ist eine gesamtstaatliche Aufgabe, die noch einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung bedarf.

Trotz der bereits erreichten Integrationserfolge gibt es aber Problembereiche (unzureichende deutsche Sprachkenntnisse, stagnierende Schul- und Ausbildungserfolge, teilweise hohe Arbeitslosigkeit), die eine Verstärkung der Integrationsbemühungen erfordern.

Der liberale Weg:

1. 
Ob Integration erfolgreich ist oder nicht, entscheidet sich letztlich in den Städten und Gemeinden. Integrationspolitik ist auch Sozialpolitik, sie ist aber auch Teil einer vorausschauenden kommunalen Entwicklungspolitik. Die Verantwortlichen vor Ort haben die Aufgabe, sich zu bemühen

· um die Eingliederung von jungen Menschen ausländischer Herkunft in kulturelle, sportliche und soziale Organisationen

· um die berufliche Qualifikation junger Menschen ausländischer Herkunft

· um die Vermeidung baulicher und sozialer Ghettosituationen

· um die Infrastruktur auch für ältere Migrantinnen und Migranten, die nicht mehr in ihre frühere Heimat zurückkehren und

· um den Abbau von Abwehrhaltungen bei einem Teil der „Einheimischen“ durch Möglichkeiten und Beiträge zu Begegnungen und gegenseitigem Kennenlernen.

Die Integrationsmaßnahmen der verschiedenen Ebenen müssen allerdings besser als bisher aufeinander abgestimmt werden. Die derzeitige Vielzahl von Zuständigkeiten (vier Bundesressorts, drei Landesressorts) führt dazu, dass Reibungsverluste entstehen und deshalb kein optimaler Mitteleinsatz gelingt.

2. Integration und Partizipation von Zuwanderern muss als eine wesentliche und dauerhafte Aufgabe kommunaler Politik verstanden werden. Die politisch Verantwortlichen sind ebenso wie die Stadtverwaltungen, die Kirchen, Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften, Schulen, Vereine, Ausländerausschüsse und –beiräte sowie Migrantenorganisationen gefordert, sich an diesem Integrationsprozess zu beteiligen. Um die Mitwirkung der einzelnen gesellschaftlichen Gruppen 
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an der Integrationspolitik verbindlich zu machen, sollte ein „Bündnis für Integration“ vereinbart werden, das vom Gemeinderat im Rahmen eines kommunalen Integrationskonzept verabschiedet werden sollte.

3. Die gewachsene ethnische und kulturelle Vielfalt unserer Gemeinden sollte auch in öffentlichen Bereichen wie der Verwaltung, der Polizei, den Sozial- und Beratungsdiensten, Schulen, Kindergärten, Krankenhäusern, Senioren- und Pflegeheimen ihren Niederschlag finden. Wir fordern  von den Stadt- und Landkreisen daher, dass sie in ihrem Dienstleistungsangebot die Internationalisierung der Gemeinden widerspiegeln. Die Kommunikation mit Menschen anderer kultureller Prägung verlangt eine besondere interkulturelle Kompetenz, die durch spezielle Trainings- und Fortbildungsmaßnahmen vermittelt werden muss. Hierzu gehört auch die verstärkte Einstellung von mehrsprachigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

4. Die Beherrschung der deutschen Sprache als gemeinsame Verständigungssprache ist eine zentrale Voraussetzung für die Orientierung und das Zurechtfinden in der deutschen Gesellschaft. Die Möglichkeiten des Erwerbs der deutschen Sprache durch Migrantenkinder in Kindergärten und Schulen – unter Einschluss von Programmen für die Eltern – müssen besonders gefördert werden. Sprachkurse, die sich mit Integrationskursen verbinden, sollten daher in allen Stadtteilen angeboten werden, ebenso spezielle Sprachkurse im Rahmen der Arbeitsförderung. Hilfestellungen zur beruflichen Qualifikation von jungen Zuwanderern sollten in Zusammenarbeit die Arbeitsverwaltung, das Jugendamt, Industrie- und Handwerkskammern sowie Unternehmen leisten.

5. Der politische Wille der FDP ist es, ausländische Mitbürger zur politischen Partizipation zu ermutigen, da die politische Teilhabe ein wichtiges Element gelingender Integration ist. Wir setzen uns daher für ein kommunales Wahlrecht aller Ausländer ein, die sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im Land aufhalten. Die bestehenden kommunalen Ausländervertretungen  müssen weiter ausgebaut und gestärkt werden. Gemeinden ohne Ausländervertretung werden ermutigt, solche sachkundigen Vertretungsorgane einzurichten. Um die Partizipation und den Abbau von Vorurteilen und Spannungen zu erleichtern, sollten kommunale Netzwerke und Nachbarschaftsstrukturen zwischen den verschiedenen am Integrationsprozess beteiligten Gruppen, Akteuren und Organisationen aufgebaut und gefördert werden. 

Stuttgart, den 29. Dezember 2003

Änderungsantrag Nr. 1/4

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

Auf Seite 3, Zeile 9 wie folgt zu ändern:

... ist durch eine Abschaffung von Mischfinanzierungen zu stärken.

Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

Änderungsantrag Nr. 27/1

Nr. 30/1

Betr.: 
Änderung des Landtagswahlrechts

Antragsteller:
Dietmar Schöning, Eckhard Behrens
Der Landesparteitag möge beschließen:

Die Anträge Nr. 27 und 30 erhalten folgende Fassung:

Der Landparteitag bekräftigt die Beschlusslage der FDP/DVP zur Reform des Landtagswahlrechts:

· Aus Gründen der Chancengleichheit zwischen den Parteien hat die Berechnung von Ausgleichsmandaten in einem landesweiten Verhältnisausgleich zu erfolgen. Das d´Hondtsche Auszählverfahren ist durch das Verfahren nach Hare/Niemeyer oder St.Lague/Schepers zu ersetzen.

· Zur Angleichung der Zahl der Abgeordneten pro Wahlkreis und aus Gründen der Chancengleichheit zwischen den Bewerbern ist eine starke Angleichung der Wahlkreisgrößen erforderlich (maximale Abweichung der Zahl der Wahlberechtigten von 5.000 gegenüber der Durchschnittsgröße); alternativ ist die Reihenfolge der Zuteilung der Mandate (statt an der absoluten Stimmenzahl) am prozentualen Stimmergebnis der Bewerber zu bemessen.

· Aus Gründen der Vermeidung einer hohen Zahl von Überhangs- und Ausgleichsmandaten soll die Zahl der Direktmandate gleich groß sein wie die Zahl der über die Zweitausteilung vergebenen Mandate. Damit der Landtag nicht größer, sondern eher kleiner wird, erscheint hierfür ein Verhältnis von 60:60 als sinnvoll. 

Tübingen/Heidelberg, den 02. Januar 2004 

Dietmar Schöning



Eckhard Behrens

Delegierter KV Tübingen


Delegierter KV Heidelberg
Änderungsantrag Nr. 1/5

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 3, Zeile 48 ab „Dabei...“ bis Seite 4, Zeile 7 „...an die Hand geben.“ Zu streichen

Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

Änderungsantrag Nr. 1/6

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

auf Seite 4, Zeile 15 wie folgt zu ändern:

...Dabei sorgt ein an der Minimierung von Gesamteingriffen orientiertes, modernes Flächenmanagement ...
Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

Änderungsantrag Nr. 1/7

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

auf Seite 4, Zeile 32 wie folgt zu ändern:

... setzt deshalb auf die wettbewerbsneutrale Stärkung der Funktionen der Innenstädte.

Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

Änderungsantrag Nr. 1/8

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

auf Seite 4, Zeile 46 wie folgt zu ändern:

... Dem Phänomen von Scheinprivatiserungen im Sinne unechter Privatisierungen, insbesondere in der Form sog. kommunaler Regiebetriebe, tritt Liberale Wirtschaftpolitik entschieden entgegen.

Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

Änderungsantrag Nr. 1/9

Betr.: 
Kommunalwahlprogramm 2004

Antragsteller:
LFA Wirtschaft
Der Landesparteitag möge beschließen:

auf Seite 5, Zeile 8-36 zu streichen.

Marbach, den 2. Januar 2004

Dr. Jan.B. Rittaler

Vorsitzender

          angenommen             abgelehnt               zurückgezogen               erledigt durch ............................

          überwiesen an: ..............................................................................................................................

  Abstimmung:              ja               nein               Enthaltung              ungültig

